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Kundmachung 
vom 10. Januar 2023 

des Beschlusses Nr. 218/2022 
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses: 8. Juli 2022 
Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 15. Dezember 2022 

Aufgrund von Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes vom 17. April 
1985, LGBl. 1985 Nr. 41, in der Fassung des Gesetzes vom 22. März 1995, 
LGBl. 1995 Nr. 101, macht die Regierung im Anhang den Beschluss 
Nr. 218/2022 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses kund. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Dr. Daniel Risch 
Fürstlicher Regierungschef 
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Anhang 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 218/2022 
vom 8. Juli 2022 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/2139 der Kommission vom 

4. Juni 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2020/852 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates durch Festlegung der technischen 
Bewertungskriterien, anhand deren bestimmt wird, unter welchen Be-
dingungen davon auszugehen ist, dass eine Wirtschaftstätigkeit einen 
wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz oder zur Anpassung an den 
Klimawandel leistet, und anhand deren bestimmt wird, ob diese Wirt-
schaftstätigkeit erhebliche Beeinträchtigungen eines der übrigen Um-
weltziele vermeidet1 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/2178 der Kommission vom 
6. Juli 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2020/852 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates durch Festlegung des Inhalts und 
der Darstellung der Informationen, die von Unternehmen, die unter 
Art. 19a oder Art. 29a der Richtlinie 2013/34/EU fallen, in Bezug auf 
ökologisch nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten offenzulegen sind, und 
durch Festlegung der Methode, anhand deren die Einhaltung dieser 
Offenlegungspflicht zu gewährleisten ist2 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

 
1 ABl. L 442 vom 9.12.2021, S. 1. 
2 ABl. L 443 vom 10.12.2021, S. 9. 
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3. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens werden nach Nummer 31p (Ver-
ordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates) fol-
gende Nummern eingefügt: 
"31pa. 32021 R 2139: Delegierte Verordnung (EU) 2021/2139 der Kom-

mission vom 4. Juni 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates durch Fest-
legung der technischen Bewertungskriterien, anhand deren be-
stimmt wird, unter welchen Bedingungen davon auszugehen ist, 
dass eine Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag zum Kli-
maschutz oder zur Anpassung an den Klimawandel leistet, und an-
hand deren bestimmt wird, ob diese Wirtschaftstätigkeit erhebliche 
Beeinträchtigungen eines der übrigen Umweltziele vermeidet (ABl. 
L 442 vom 9.12.2021, S. 1). 

31pb. 32021 R 2178: Delegierte Verordnung (EU) 2021/2178 der Kom-
mission vom 6. Juli 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates durch Fest-
legung des Inhalts und der Darstellung der Informationen, die von 
Unternehmen, die unter Art. 19a oder Art. 29a der Richtlinie 
2013/34/EU fallen, in Bezug auf ökologisch nachhaltige Wirt-
schaftstätigkeiten offenzulegen sind, und durch Festlegung der Me-
thode, anhand deren die Einhaltung dieser Offenlegungspflicht zu 
gewährleisten ist (ABl. L 443 vom 10.12.2021, S. 9)." 

Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnungen (EU) 2021/2139 und 
(EU) 2021/2178 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht 
wird, ist verbindlich. 
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Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 9. Juli 2022 in Kraft, sofern alle Mitteilungen 
nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen3, oder am Tag des 
Inkrafttretens des Beschlusses Nr. 151/2022 des Gemeinsamen EWR-
Ausschusses vom 29. April 20224, je nachdem, welcher Tag der spätere ist. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 8. Juli 2022. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
3 Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt. 
4 ABl. L 246 vom 22.9.2022, S. 114. 
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